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Wie läuft ein Schwangerschaftsabbruch ab?

Wie viel kostet ein Schwangerschaftsabbruch?

Schwangerschaftsabbrüche sind in 
Deutschland doch erlaubt - oder doch nicht?

Anti-Abtreibungsparagraphen abschaffen!

Anmerkungen zur Dritten Auflage

Liebe Leser*innen!

die vorliegende Broschüre - 2018 das erste Mal aufgelegt - erscheint nun 
bereits in der Dritten Auflage. Das alte Vorwort und die meisten Beiträge 
können wir ohne Überarbeitung stehen lassen. Nur den Beitrag zur Rechtslage 
bei Schwangerschaftsabbrüchen haben wir grundlegend angepasst. Die 
Auswirkungen der Überarbeitung des Paragraph 219a im Strafgesetzbuch - 
welche angeblich die Rechtslage von Ärztinnen, die Abtreibungen durchführen, 
verbessern sollte - versuchen wir, so knapp und einfach wie möglich, zu 
erklären (leider nur geringe Verbesserungen, um das vorweg zunehmen). 
Gleichzeitig ist die Neuauflage von "How To Abtreibung" ein Zeichen dafür, 
dass der Informationsbedarf groß und die Debatte um die Streichung der 
Anti-Abtreibungs-Paragraphen  218 und 219 im Strafgesetzbuch mehr als 
überfällig ist. Wir freuen uns über Euer reges Interesse und wünschen Euch 
viel Spaß mit der Broschüre. 

Gefördert wird die 3. Auflage vom Frauenreferat der Stadt Frankfurt - vielen 
Dank!

 Zu bestellen gibt es die Broschüre - solange der Vorrat reicht - beim Black
Mosquito Versand sowie digital auf unserer Homepage: https://
bfks.ffm.wordpress.com/

 Auch haben wir ein diskus-Heft zu "Abtreibung" gestaltet: http://copyriot.com/
diskus/

 Bei größeren Anfragen erreicht Ihr uns unter: bfks.ffm@web.de
[aber Vorsicht: wir checken unser Postfach unregelmäßig]



Vorwort

100 Jahre nach den ersten Kämpfen um Abtreibung in Deutschland und 
knapp 50 Jahre nach dem berühmten Spiegel Cover „Wir haben abgetrie-
ben!“: Der Abbruch einer ungewollten Schwangerschaft wird immer noch als 
Straftat im Strafgesetzbuch geführt. Der Zugang zu legalen Abtreibungen 
wird nicht nur in Deutschland immer schwieriger. Unterdessen müssen sich 
Ärzt*innen juristisch dafür verantworten, auf die Durchführung von Abbrü-
chen hingewiesen zu haben. Die Lage ist, gelinde gesagt, beschissen. Pro-
teste gegen die gesetzliche und gesellschaftliche Stigmatisierung sind heute 
genauso wichtig wie damals.
Gleichzeitig wird kaum über das Thema geredet, Wissen über Abtreibung ist 
bei potentiell Betroffenen kaum vorhanden. Auch wir als diskus-Redaktion 
mussten feststellen, dass wir vom juristischen Rahmen und der tatsächli-
chen medizinischen Durchführung einer Abtreibung wenig Ahnung haben. 
Diese Broschüre soll einen Beitrag dazu leisten, über das Thema aufzuklären 
und der Tabuisierung entgegenzuwirken. Über ungewollte Schwangerschaf-
ten und deren Beendigung soll geredet werden können, wie über jede andere 
medizinische Behandlung.
Wir fordern die Abschaffung aller Anti-Abtreibungs-Paragraphen und Unter-
stützung Betroffener durch Staat und Gesellschaft! Weg mit §218 und §219! 
Weg mit der Zwangsberatung! Für die Behandlung von 
Schwangerschaftsabbrüchen im Medizinstudium! Für den legalen, 
kostenlosen und niedrigschwelligen Zugang zu Abtreibungen!

Eine interessante und aufschlussreiche Lektüre wünscht

Eure diskus



Ich weiß 
nicht, was ich 

tun soll! Ich bin 
schwanger und 
will auf keinen 
Fall ein Kind.

Mach 
Dir keine 

Sorgen, du 
kannst doch 
sonst auch 
abtreiben.

Geht das so 
einfach? Was 

muss man denn 
da machen?

Erst-
mal musst Du 

zu einer Beratungs-
stelle gehen. Die sollen 

Dich so beraten, dass Du 
möglichst das Kind nicht 

abtreibst. Aber Du kannst 
ja dann einfach sagen, 

dass Du trotzdem ab-
treiben willst. Wenn 
Du beraten wur-
dest, bekommst 
du einen Bera-
tungsschein.

Mhh, warum ist das 
denn keine normale Be-

ratung, sondern es steht 
schon vorher fest, was 
rauskommen soll?

Naja, ich will 
zwar sicher aktu-
ell kein Kind, aber 
es kann ja nicht 

schaden….

Wäre 
vielleicht aber 

auch ganz gut, wenn 
man zu einem Bera-

tungsgespräch müsste, 
bevor man sich FÜR eine 
Schwangerschaft ent-

scheidet.

HOW TO ABTREIBUNG



Das ist jetzt 
wie ein Bera-

tungsgespräch 
beim Arzt vor einer 
Operation oder? 

Mir werden die Risi-
ken erklärt und dann 
kann ich den Eingriff 
durchführen lassen.

Naja, 
so einfach 

ist das nicht.

Die Rechtslage in 
Deutschland ist ziemlich kom-

pliziert. Schwangerschaftsabbrüche sind 
zwar verboten, sind aber straffrei. Das heißt, 

meistens wenn man abtreibt, wird man nicht 
bestraft.

Auch die Beratungen sind gesetzlich 
geregelt. Es ist dort festgelegt, dass die 
Beratungen gerade nicht ergebnisoffen 

sein sollen.

In Deutschlang sind Schwangerschaftsabbrüche grundsätzlich ver-
boten. Im §218 Strafgesetzbuch steht: ‚Wer eine Schwangerschaft 
abbricht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geld-
strafe bestraft.‘ Diese Strafe wird aber nicht mehr angewendet, das 
ist im §218a des Strafgesetzbuches geregelt. Da steht beispielswei-
se drin, dass ein Schwangerschaftsabbruch nicht strafbar ist, wenn 
dieser nach einer Beratung durch einen Arzt vorgenommen wurde 
und seit der Empfängnis nicht mehr als 12 Wochen verstrichen sind. 
Es ist auch gesetzlich geregelt, wie diese Beratung aussehen soll. 
Zum Beispiel soll die Beratung nicht neutral die Schwangere Per-
son über den Eingriff informieren, sondern unbedingt darauf hin-
wirken, dass sie das Kind behält. Der Gesetzgeber will also gerade 
keine Beratung darüber, welche Folgen und Nebenwirkungen ein 
Schwangerschaftsabbruch für die schwangere Person hat und was 
es für Alternativen gibt. Das alles steht in §219 des Strafgesetz-
buches. 



Zum Glück sind 
die meisten Beratungsein-

richtungen wie die von Pro Familia 
ziemlich gut und gehen auch auf die 

Bedürfnisse der ungewollt Schwangeren 
ein. Aber auf dem Land, wo es weniger 
gute Beratungsstellen gibt, sieht die 
Situation schon wieder ganz anders 

aus.

Ach, deshalb ist die Beratungs-
praxis so komisch.

Aber wenn 
ich jetzt mit 
der Beratung 

fertig bin, kann 
ich direkt ab-
treiben oder?

Nee, leider 
nicht. Du musst 
für die Abtrei-
bung dann zu 
einem anderen 
Arzt oder in 
ein Kranken-
haus gehen.

Wenn eine Ärztin eine ungewollt schwangere Person in einer Be-
ratungsstelle beraten hat, darf sie den Schwangerschaftsabbruch 
nicht mehr selbst vornehmen. 
Das heißt, die Beratungen finden in einer externen Beratungsstelle 
statt, die als Beratungsstelle zertifiziert sein muss. Der 
bekannteste Träger für Beratungsstellen ist ProFamila. 
Dort bekommt man nach der Beratung einen Beratungsschein. Mit 
diesem Beratungsschein kann man dann zu einem Arzt oder in ein 
Krankenhaus gehen, wo ungewollt Schwangere die Abtreibung 
vornehmen lassen können. 
Dort gibt es kein informatives Beratungsgespräch mehr, sondern 
nur noch eine medizinische Aufklärung über den bevorstehenden 
Eingriff. 



Warum
das

denn?

keine 
Ahnung. Finde 

ich ja auch be-
scheuert. Das haben 

sich halt alte Männer 
überlegt, die Angst 

hatten, die Kontrolle 
über die Frauen zu 

verlieren.

Das ist doch
total bescheuert.

Sogar Schönheitschirurgen 
dürfen beraten und operieren, 
obwohl sich damit viel mehr 

Geld verdienen lässt…

Das heißt nach dem 
Beratungsgespräch muss 

ich mir dann woanders einen 
Arzt suchen, der den Ab-
bruch durchführt? Gibt es 
dafür ein Verzeichnis oder 

so?

Das geht
leider nicht so

einfach...



Ärzte dürfen nicht öffentlich bewerben, dass 
sie Schwangerschaftsabbrüche anbieten. Du kannst das 

deshalb nicht googeln oder so.

Du kriegst von der Beratungsstelle aber 
Empfehlungen, wo Du hingehen kannst.

In der Stadt gibt es 
meistens mehr Ärzte die Schwan-

gerschaftsabbrüche durchführen. Auf dem 
Land wird es ein Problem. Und viele private 

Krankenhäuser werden von kirchlichen 
Trägern geführt...

Und die 
führen 

keine Ab-
treibungen 

durch?

Der Gesetzgeber hat Angst, dass Schwangerschaftsabbrüche 
als etwas ‚Normales‘ angesehen werden, bzw. Ärzte Frauen zum 
Schwangerschaftsabbruch ‚verführen‘. Deshalb ist „Werbung für 
Schwangerschaftsabbrüche“ nach §219a Strafgesetzbuch verboten. 
Da steht: ‚Wer […] seines Vermögensvorteils wegen oder in grob 
anstößiger Weise eigene oder fremde Dienste zur Vornahme oder 
Förderung eines Schwangerschaftsabbruchs oder Mittel, Gegen-
stände oder Verfahren, die zum Abbruch der Schwangerschaft 
geeignet sind, unter Hinweis auf diese Eignung anbietet, ankündigt, 
anpreist oder Erklärungen solchen Inhalts bekanntgibt, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.‘

Ja, die 
finden ihre 
veralteten 

Kirchenlehren 
wichtiger als das 

körperliche Selbst-
bestimmungsrecht 

von Frauen. Deshalb 
kann es dann passieren, 
dass der nächste Arzt, 
der Schwangerschafts-
abbrüche durchführt, 
ziemlich weit weg ist. 
Da ist es dann echt 
doof, dass du das 
nicht einfach goo-

geln kannst.



Also ich finde das unverschämt. 
Warum ist das alles so kompliziert? 
Für wie bescheuert halten die mich ei-
gentlich, dass ich überhaupt Nichts 

selbst bestimmen kann?

Und warum will man nicht, 
dass über Schwangerschaftsabbrü-

che offen gesprochen wird? Die größte 
Belastung für ungewollt Schwangere, ist 

doch die gesellschaftliche Stigmatisie-
rung und Ausgrenzung.

Aber die 
Krankenkasse zahlt den 

Eingriff schon oder?

Naja nur in 
bestimmten Fällen, 

wenn Du wenig Geld hast. 
Und du musst vorher einen 

Antrag stellen. Wenn dein Ein-
kommen nicht über der Einkom-

mensgrenze von 1178 € netto liegt, 
zahlt die Krankenkasse dann 
den Eingriff. Sonst kann es 
aber schnell bis zu 500 

€ kosten.

Jetzt reicht es mir! Es kann doch nicht 
sein, dass hier mit allen Mitteln versucht 
wird, mich dazu zu zwingen, ein Kind zu be-

kommen, das ich gar nicht will!



Ich will frei entscheiden können, ob ich 
schwanger sein will oder nicht! Ich will selbst 

über meinen Körper bestimmen und mir nicht vor-
schreiben lassen, wie ich leben soll! Ich will mir 

meine Ärzte selbst aussuchen können und mich über 
diese informieren können!

Diese ganze Gesetzge-
bung gehört abgeschafft! 
Frauen sind nicht dumm! 

Wenn sie Beratung brauchen, 
werden sie sich Beratung 
suchen. Da muss sich was 

ändern!





Wie läuft ein Schwangerschaftsabbruch ab?
Medizinische Verfahren zur Beendigung
einer Schwangerschaft

Im Folgenden werden die verschiedenen medizinischen Möglichkeiten eines 
Schwangerschaftsabbruchs bis zur 14. Schwangerschaftswoche p.m. (nach 
der Menstruation gerechnet) erklärt. 

Grundsätzlich gibt es zwei Möglichkeiten einen Schwangerschaftsabbruch 
durchzuführen: medikamentös oder operativ. Beide werden in der Regel 
ambulant durchgeführt. Welche Methode gewählt wird, hängt davon ab, wie 
weit die Schwangerschaft fortgeschritten ist, denn der medikamentöse Ab-
bruch wird nur bis zur 9. Schwangerschaftswoche durchgeführt.

Medikamentöser Schwangerschaftsabbruch

Ablauf
→ Zunächst wird durch einen Ultraschall festgestellt, dass wirklich eine
Schwangerschaft vorliegt und dass diese auch im Uterus ist und nicht
außerhalb. Dies kommt selten vor, aber in diesem Fall ist ein Abbruch mit
dem Medikament Mifepriston nicht möglich. Gibt es keine anderen medi-
zinischen Einwände kann ein medikamentöser Abbruch versucht werden.

→ Der Abbruch wird begonnen, indem das Medikament Mifepriston, auch
kurz Mife genannt, eingenommen wird. Dies wird immer „unter Aufsicht“
in der Arztpraxis getan.
Mifepriston ist ein sogenannter Progesteron-Rezeptorantagonist. Das
bedeutet, dass es die Wirkung des Schwangerschaftshormons Proges-
teron verhindert. So führt es dazu, dass sich das Schwangerschafts-
gewebe von der Gebärmutterwand löst, der Muttermund sich öffnet
und sich die Kontraktilität der Muskeln der Gebärmutter erhöht. Zudem
erhöht es dort die Wirksamkeit von Prostaglandinen, welche als zweites
Medikament gegeben werden.
Durch diese Wirkung kann der Abbruch nach der Einnahme von Mifepris-
ton nicht mehr rückgängig gemacht werden und es würde auch ohne
das zweite Medikament in 60-80% der Fälle zu einem Abbruch kommen.

→ 36-48 Stunden nach dem ersten Medikament folgt die Einnahme eines
Prostaglandins, meist Misoprostol. Dieses führt zu Kontraktionen der
Gebärmutter, wodurch das Schwangerschaftsgewebe ausgestoßen
wird.
Die Einnahme dieses Medikamentes kann auf Wunsch auch zu Hause er-
folgen. Hier ist es abhängig von dem*der behandelnden* Ärzt*in, ob er*sie
dies anbietet.
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Gemäß der alten Zulassung wurde empfohlen, auch das zweite Medika-
ment in einer Praxis einzunehmen und die folgenden drei Stunden unter 
ärztlicher Beobachtung zu bleiben. Dies wird heutzutage als unnötig 
eingestuft, auch wenn es sicherheitshalber noch häufig praktiziert wird. 
Zudem treten die insgesamt seltenen, aber schwereren Nebenwirkungen 
(z.B. starke Blutungen) wenn dann meist erst nach diesen drei Stun-
den auf. Gegen auftretende Schmerzen während des Abbruchs können 
Schmerzmittel (wie z.B. Ibuprofen) eingenommen werden.

→ 7-21 Tage später wird ein Kontrollultraschall durchgeführt oder
der ß-hCG-Wert (Schwangerschaftshormon) bestimmt, um eine kom-
plette Ausstoßung des Schwangerschaftsgewebes zu überprüfen.
In insgesamt weniger als 5% der medikamentösen Abbrüche muss
noch ein operativer Eingriff angeschlossen werden, um Gewebsreste
zu entfernen; in weniger als 1% der medikamentösen Abbrüche, weil
die Schwangerschaft weiter besteht.

Zusammengefasst stößt der Körper nach der Einnahme des Medikaments die 
Schwangerschaft selbstständig ab. In den meisten Fällen sind daher keine 
weitergehenden Schritte zur Beendigung der Schwangerschaft notwendig. 
Trotz seiner hohen Wirksamkeit und geringen Nebenwirkungen wird der me-
dikamentöse Schwangerschaftsabbruch in Deutschland nur bei ca. 21% der 
Abbrüche angewendet.

Operativer Schwangerschaftsabbruch
Bei der operativen Methode gibt es zunächst verschiedene Arten der Betäu-
bung. Der Eingriff kann unter Lokalanästhesie durchgeführt werden: Hierbei 
wird ein Lokalanästhetikum in oder um die Zervix (Muttermundhals, unterer 
Uterus) gespritzt. Das vorherige Anhaken der Zervix mit einer Kugelzange, 
um diese in ihrer Position zu halten, ist dabei von der schwangeren Person 
spürbar.
Ansonsten ist auch eine Vollnarkose möglich: Da die Behandlung nicht lange 
dauert und die Narkose nicht tief sein muss, kommen nur sehr kurz wirksame 
Narkosemittel zum Einsatz. Dies macht die Vollnarkose sehr sicher.
Zu bedenken ist, dass die Lokalanästhesie eine geringere Rate an Komplikati-
onen hat als die Vollnarkose. Von der WHO wird die Vollnarkose deshalb nicht 
als Standardprozedere empfohlen.

Die Durchführung des Schwangerschaftsabbruchs
→ Nicht immer, aber häufig wird zwei bis vier Stunden vor dem opera-
tiven Eingriff ein Prostaglandin vaginal oder oral/ sublingual gegeben
(Gemeprost oder Misoprostol). Dieses „Priming“ führt zu einer Erwei-
chung der Zervix, wodurch die folgende Prozedur schneller und einfacher
wird.

→ Zunächst wird die Zervix, der untere Teil des Uterus, mit einer Kugel-
zange angehakt, damit sie festgehalten werden kann.
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→ Dann folgt die Ausdehung, Dilatation, der Zervix mithilfe von größer 
werdenden Metallstiften. Durch das Priming ist diese auch bereits etwas 
geöffnet und dieser Schritt ist schneller durchführbar.

→ Danach wird eine Plastik- oder Metallkanüle eingeführt, welche an eine 
Vakuumpumpe angeschlossen ist. Hiermit wird das Schwanger-
schaftsgewebe abgesaugt.

→ Am Ende der Absaugung wird mittels Ultraschall kontrolliert, ob das 
gesamte Gewebe entfernt wurde.
Eine routinemäßige Nachkontrolle Tage oder Wochen nach dem Eingriff 
ist nicht unbedingt notwendig.
Insgesamt dauert der Eingriff etwa 10 bis 12 Minuten. 

Curettage

Eine Curettage (Ausschabung) zur Durchführung eines Schwangerschafts-
abbruchs ist veraltet und überholt und sollte aufgrund der höheren Kompli-
kationsrate nicht mehr durchgeführt werden. Die Rate an schweren Kom-
plikationen (z.B. Perforation der Gebärmutter oder Verletzung der Zervix) ist 
zwei bis drei Mal höher als bei der Vakuumaspiration. Zudem ist sie mit mehr 
Schmerzen und einem höheren Blutverlust verbunden. In Deutschland wird 
sie jedoch noch bei ca. 15% (2017) der Schwangerschaftsabbrüche angewen-
det und sollte bei der Wahl der*des* Ärzt*in beachtet werden.

Quelle: msfcberlin.com/schwangerschaftsabbruch/methoden
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Wie viel kostet ein Schwangerschaftsabbruch?
Wer kann es sich leisten abzutreiben?

Die gesetzlichen Krankenkassen übernehmen die Kosten für einen Schwan-
gerschaftsabbruch in der Regel nicht. Ausnahmefälle sind, wenn eine so-
genannte medizinische oder kriminologische Indikation für den Schwan-
gerschaftsabbruch vorliegt, d. h. wenn beispielsweise das Leben der 
Schwangeren durch die Schwangerschaft gefährdet oder die Schwan-
gerschaft auf eine Sexualstraftat zurückzuführen ist. Das wiederum trifft 
tatsächlich aber nur auf sehr, sehr wenige Fälle zu. Im Jahr 2016 beispiels-
weise wurden in der Bundesrepublik Deutschland insgesamt etwa 100.000 
Schwangerschaftsabbrüche vorgenommen. Nur circa 4 % davon waren 
medizinisch indiziert, der Anteil von kriminologisch indizierten Schwanger-
schaftsabbrüchen lag bei unter 0,1 %. 

Das heißt, dass wiederum 96 % der 2016 in Deutschland vorgenommenen 
Schwangerschaftsabbrüche nicht durch die Krankenkassen finanziert wur-
den. In diesen Fällen waren die Schwangeren dazu verpflichtet, die Kosten, 
die sich je nach Einzelfall auf zwischen 200 und 500 € belaufen, selbst zu 
tragen. Auch für Minderjährige machen die Krankenkassen hiervon keine 
Ausnahme, die Kosten eines Schwangerschaftsabbruchs nach der Bera-
tungsregelung werden in der Regel nicht übernommen. Das ist vor allem vor 
dem Hintergrund, dass Minderjährigen ärztlich verordnete Verhütungsmittel 
finanziert werden, paradox.

Es gibt eine Ausnahmeregelung für Schwangere ohne oder mit nur geringem 
Einkommen – die Einkommensgrenze hierfür liegt bei ca. 1.200 € monatlich. In 
diesen Fällen vermittelt die Krankenkasse die Kostenübernahme durch das 
jeweilige Bundesland. Diese Ausnahmeregelung ändert aber ins-gesamt 
nichts daran, dass es für prekäre Schwangere zusätzlich erschwert wird, 
sich für einen Schwangerschaftsabbruch zu entscheiden. Wenn ihr 
Einkommen unter der entsprechenden Grenze liegt, müssen sie rechtzeitig 
einen Antrag bei der Krankenkasse stellen, in dem sie ihre 
Vermögensverhältnisse offenlegen. Wenn ihr Einkommen knapp über der 
Grenze liegt, müssen sie die Kosten komplett selbst tragen, während sie als 
Schwangere oder Mutter auf zusätzliche finanzielle Unterstützung hoffen 
können. 

Die Entscheidung der schwangeren Person, ob sie ein Kind gebären möchte 
oder nicht, stellt einen Akt der körperlichen Selbstbestimmung dar. Sie muss 
frei getroffen werden können und darf insbesondere nicht von finanziellen 
Erwägungen abhängig gemacht werden. Wir fordern Unterstützung statt 
Stigmatisierung für schwangere Personen, die einen Abbruch wollen. 
Abtreibungen müssen legal und kostenlos sein.
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Schwangerschaftsabbrüche sind in
Deutschland doch erlaubt - oder doch nicht?
Die Rechtslage für Schwangerschaftsabbrüche in 
Deutschland

Eine Schwangerschaft zu beenden ist in Deutschland verboten und strafbar. 
Das steht in § 218 Abs. 1 StGB. Wer die Schwangerschaft abbricht – die 
schwangere Person selbst, eine Ärztin oder eine andere Person – ist egal. 
Auch warum oder wann die schwangere Person einen Abbruch vornehmen 
will, ändert nichts an der Strafbarkeit des Abbruchs. Ab dem Moment, in dem 
sich die Eizelle in die Gebärmutter eingenistet hat, dürfen Schwangerschaften 
nach § 218 StGB nicht mehr abgebrochen werden. (Die „Pille danach“ ist im 
Gegensatz dazu legal, weil sie nur den Eisprung verhindert beziehungsweise 
verzögert)

Wann werden Schwangerschaftsabbrüche nicht bestraft?

Von dem Grundsatz des § 218 StGB, dass eine Abtreibung immer und für jeden 
verboten und strafbar ist, gibt es aber Ausnahmen. Wegen dieser Ausnahmen 
ist es in einem engen und ganz genau geregelten Rahmen möglich, eine 
Abtreibung vornehmen zu lassen, ohne dass man selbst oder die Ärztin dafür 
bestraft wird. 
Die erste Ausnahme steht im § 218a Abs. 1 StGB. Diese Norm besagt, dass 
eine Abtreibung legal ist, wenn sich die schwangere Person und die Ärztin an 
die im § 218a Abs. 1 StGB geregelten Voraussetzungen halten. Die 
Voraussetzungen sind recht kompliziert, deshalb hier einmal grob 
zusammengefasst:

→ Die schwangere Person muss sich mindestens drei Tage vor dem
Eingriff in einer anerkannten Stelle beraten lassen haben. Wie eine
solche Beratung aussehen soll, ist in § 219 StGB und im
Schwangerschaftskonfliktgesetz geregelt. Es lohnt sich den
Paragraphen einmal durchzulesen. Es geht nämlich im Strafgesetz nicht
um eine neutrale Fachperson, die die Schwangere bei einer schwierigen
Situation bei ihrer Entscheidungsfindung unterstützt, sondern es geht
darum, „die Frau zur Fortsetzung der Schwangerschaft zu ermutigen“,
ihr bewusst zu machen, dass „das Ungeborene in jedem Stadium der
Schwangerschaft auch ihr [der Schwangeren] gegenüber ein eigenes
Recht auf Leben hat“ und einen Abbruch nur vorzunehmen, wenn die
Belastung der Frau, wenn sie die Schwangerschaft fortsetzt, so „schwer
und außer-gewöhnlich [sind], dass sie [die Belastung] die zumutbare
Opfergrenze übersteigt.“ Abgefedert wird diese strenge Regel durch das
neuere Schwangerschaftskonfliktgesetz, das eine ergebnisoffene
Beratung vorschreibt.
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→ Die Abtreibung muss durch eine Ärztin vorgenommen werden. Die
Ärztin, die die Abtreibung vornimmt, darf nicht die Beratung über die
Abtreibung leisten.
→ Die Schwangerschaft darf noch nicht länger als drei Monate beste-
hen.

Neben dieser Ausnahme von der Strafbarkeit gibt es noch Ausnahmen, die 
im § 218 a Abs. 2 und 3 geregelt sind. Mit den so genannten „Indikationen“ 
ist die Abtreibung zwar immer noch verboten und strafbar, aber die 
schwangere Person und die Ärztin werden ebenfalls nicht bestraft, wenn 
die schwangere Person die Abtreibung will. Weil die Abtreibung zwar nicht 
rechtswidrig, aber trotzdem verboten ist, können aber in diesen Fällen 
andere Beteiligte zum Beispiel theoretisch wegen Anstiftung oder Beihilfe 
(das ist die Unterstützung bei der Begehung einer Straftat) bestraft werden.

Die medizinische Indikation (Abs. 2) betrifft Fälle, in denen ein 
Schwangerschaftsabbruch medizinisch angezeigt ist, das heißt wenn die 
Schwangerschaft aus medizinischen Gründen körperlich oder auch 
psychisch gefährlich für die schwangere Person ist. Die Voraussetzungen 
sind allerdings recht streng - emotional gefährlich ist beispielsweise eine 
konkrete Selbstmordgefahr für die Schwangere. 

Die kriminologische Indikation betrifft Schwangerschaften, die durch einen 
strafbaren sexuellen Übergriff entstanden sind. Innerhalb der ersten drei 
Monate werden Abtreibungen in diesem Fall auch dann nicht bestraft, wenn 
die schwangere Person keine Beratung wahrgenommen hat. 

Daneben gibt es noch einige, in der Praxis kaum bedeutsame Ausnahmen 
von der individuellen Strafbarkeit – beispielsweise für den Fall, dass sich die 
schwangere Person in einer besonderen Notlage befand. Diese Ausnahme 
gilt aber nur für die schwangere Person selbst – beteiligte Ärzte und andere 
Personen können trotzdem bestraft werden. Auch für einen nur versuchten 
aber nicht erfolgreichen Schwangerschaftsabbruch wird die schwangere 
Person nicht bestraft.

Die Rechtslage für Ärztinnen

Außerdem gibt es in den §§ 218 b und c StGB noch Straftatbestände 
speziell für Ärztinnen. Diese Straftatbestände sind noch komplizierter als 
der § 218 a StGB. Unter anderem geht es um die Frage, was passiert, wenn 
eine Ärztin eine Voraussetzung für einen straffreien 
Schwangerschaftsabbruch, wie er in § 218 a StGB geregelt ist, nicht 
beachtet. 
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Um das Bündel der Straftatbestände komplett zu machen, gibt es noch die 
§§ 219 a und b StGB. Damit Abtreibungen nicht ‚normalisiert‘ werden, ist es 
nach diesen Paragraphen verboten, anderen Leuten Mittel für Abtreibungen 
zu geben oder Werbung für Abtreibungen zu machen. Werbung für 
Abtreibung heißt hierbei auch, über Verfahren und Mittel des 
Schwangerschaftsabbruches in „grob anstößiger Weise oder zu seinem 
Vermögensvorteil“ zu informieren.

Die zwei Normen gelten für alle Menschen, treffen aber insbesondere 
Ärztinnen. So lange eine Ärztin innerhalb ihres Berufs tätig ist, wird immer 
auch ein Vermögensvorteil unterstellt – immerhin verdiene die Ärztin ja Geld 
mit ihrer Tätigkeit. Die jüngste Gesetzesänderung hat daran nicht viel 
verändert, auch wenn dies das erklärte Ziel einer Überarbeitung des 
Paragraphen im Frühjahr 2019 war. Ärztinnen dürfen durch den neuen § 219 
a Abs. 4 StGB jetzt zwar darüber informieren, dass sie 
Schwangerschaftsabbrüche vornehmen, darüber hinausgehende 
Informationen – wie zum Beispiel welche Behandlungsmethoden sie 
anbieten –  dürfen sie aber weiterhin nicht öffentlich machen. 

Das Schwangerschaftskonfliktgesetz

Wie ein legaler Schwangerschaftsabbruch in der Praxis aussehen soll, steht 
im Schwangerschaftskonfliktgesetz. Dort ist genau geregelt, wer eine 
Beratung durchführen darf und was der Inhalt einer Beratung ist. Im § 5 Abs. 
1 SchKG steht, dass die Beratung ergebnisoffen geführt werden muss, aber 
gleichzeitig dem Schutz des ungeborenen Lebens dient.

Grundsätzlich kostet ein Schwangerschaftsabbruch Geld, das die ungewollt 
schwangere Person bezahlen muss, aktuell so zwischen 200 und 500 Euro. 
Eine Ausnahme wird gemacht, wenn die schwangere Person so wenig Geld 
hat, dass sie sich die (nach § 218a StGB straffreie) Abtreibung nicht leisten 
kann. In diesem Fall kann die schwangere Person gem. §§ 19 ff. SchKG einen 
Antrag auf Kostenübernahme bei der Krankenkasse stellen, es bezahlt dann 
das jeweilige Bundesland. Nach dem Schwangerschaftskonfliktgesetz (§ 12 
SchKG) dürfen sich Ärzte – und ganze Krankenhäuser – auch weigern, 
Abtreibungen vorzunehmen. 

Schwangerschaftsabbrüche als gesellschaftliches Tabu

Die Verortung von Schwangerschaftsabbrüchen im halblegalen Raum hat 
Auswirkungen: auf die Ärztinnen, die diese Eingriffe durchführen; auf die 
schwangeren Personen, die ihre Erfahrungen mit 
Schwangerschaftsabbrüchen lieber nicht thematisieren und auf die 
gesellschaftliche Akzeptanz von Abtreibungen. Für uns ist diese Rechtslage 
unzureichend. Ein Schwangerschaftsabbruch sollte kein „Delikt“ sein, selbst 
wenn er in den meisten Fällen nicht bestraft wird. Der Abbruch einer 
ungewollten Schwangerschaft ist ein medizinischer Eingriff.
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Anti-Abtreibungsparagraphen abschaffen!
Für das Recht auf körperliche Selbstbestimmung!

Vor dem Gießener Landgericht wurde im November 2017 die Allgemeinmedi-
zinerin Kristina Hänel zu einer Geldstrafe in Höhe von 6000 € verurteilt. Ihr 
Vergehen: Werben für den Schwangerschaftsabbruch, strafbar nach § 219a 
StGB. Die Ärztin hatte auf ihrer Praxishomepage angegeben, neben anderen 
medizinischen Leistungen auch Schwangerschaftsabbrüche vorzunehmen 
und Informationen zu dem Thema verlinkt.

Die Richterin begründete ihr Urteil mit dem Geist des § 219a StGB: Dieser 
wolle eine gesellschaftliche Normalisierung von Schwangerschaftsabbrü-
chen verhindern. Nach ihren Ausführungen bräuchten schwangere Frauen 
wegen ihrer besonderen Lage, beispielsweise aufgrund ihrer, überspitzt 
formuliert, hormonell beeinträchtigten Urteilsfähigkeit eine besondere 
Beratung und seien nicht in der Lage, sich selbst ausreichend zu informieren 
und eine vernünftige Entscheidung zu treffen. Sie selbst sehe den 
Schwangerschaftsabbruch auch nicht als einen normalen medizinischen 
Eingriff an.

An dem Fall zeigt sich einmal mehr, dass Gesetzgeber und Exekutive bean-
spruchen, Macht und Kontrolle über (weibliche) Körper auszuüben. Dies gilt 
auch nach der letzten Reform der Abtreibungsgesetzgebung noch fort, mit 
der die sogenannte Fristen- und Beratungslösung in Gesetzesform gegossen 
wurde.

Schwangerschaftsabbrüche sind hiernach in der BRD immer noch nicht 
grundsätzlich legal, sondern nur unter bestimmten Voraussetzungen 
straffrei.
Grundsätzlich darf die 12. Schwangerschaftswoche p.c. (nach der Empfäng-
nis) noch nicht überschritten sein. Ist das der Fall, müssen sich Schwangere, 
die einen Schwangerschaftsabbruch vornehmen lassen wollen, einer 
diskriminierenden Zwangsberatungsprozedur unterziehen. Das zeigt, dass der 
Gesetzgeber ihnen offenbar nicht zutraut, selbst zu entscheiden, ob sie ein Kind 
gebären möchten oder nicht.
Teil der Fristen- und Beratungslösung ist auch, dass der Schwangerschafts-
abbruch nicht von der Stelle durchgeführt werden darf, die das verpflichten-
de Beratungsgespräch führt.
Die Schwangeren müssen sich für den Abbruch selbst also eine andere Ärztin 
suchen. Dass sie hierbei in der Praxis auf die Empfehlungen der Beratungs-
stellen beschränkt sind, zeigt sich an dem Fall der Ärztin Kristina Hänel. Den 
ungewollt Schwangeren wird es nahezu unmöglich gemacht, sich selbst zu 
informieren und sich selbst auszusuchen, wer den Eingriff vornehmen soll. 
Sie werden also faktisch in ihrer freien Arztwahl eingeschränkt.

Dass Schwangerschaftsabbrüche derart anders behandelt werden als 
andere medizinische Eingriffe ist ein Skandal. Schwangeren muss es erlaubt 
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sein, selbst zu entscheiden, ob sie einen Schwangerschaftsabbruch wollen. 
Es muss aufhören, dass Schwangere, die einen Abbruch wollen, gemaßregelt 
statt unterstützt werden. Sie müssen sich außerdem frei informieren kön-
nen, wer diesen Eingriff vornehmen kann und eine eigene Arztwahl treffen 
können. Schwangere müssen selbst bestimmen können, was mit ihrem Kör-
per passiert.

Frauen* sind mündige Bürgerinnen und brauchen niemanden, der ihnen 
höchstpersönliche Entscheidungen abnimmt. Gleichzeitig unterstützen wir 
die Forderung nach freiwilligen, leicht zugänglichen, kostenfreien Beratungs-
angeboten für Schwangere, die sie begleiten und unterstützen – egal ob sie 
ein Kind gebären wollen oder nicht.

Das Urteil gegen Kristina Hänel hat gezeigt, dass eine grundlegende Überar-
beitung der Gesetzgebung zu Schwangerschaftsabbrüchen notwendig ist. 
Die noch aus der Nazi-Zeit stammenden Paragraphen begrenzen das Selbst-
bestimmungsrecht von Frauen* bzw. ungewollt Schwangeren und entmündi-
gen diese. 

Die Kriminalisierung von Abtreibungen durch die aktuelle Rechtslage stig-
matisiert und isoliert Personen, die abtreiben. Wir wünschen uns ein gesell-
schaftliches Klima, in dem die Erfahrungen mit 
Schwangerschaftsabbrüchen offen thematisiert werden können.
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